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Der Senat hat die Beschwerde der Klägerin gegen den Be­
schluß des Kreisgerichts S., mit dem die Sache an das 
Kreisgericht H. verwiesen wurde, abgewiesen.

Die Klägerin hat beantragt, den Gebührenwert für das 
Beschwerdeverfahren gesondert festzusetzen. Sie hat dazu 
vorgetragen, daß dafür nicht der Gebührenwert der Haupt­
sache, sondern — weil der Gegenstand des Beschwerdever­
fahrens lediglich die Frage der örtlichen Zuständigkeit des 
angerufenen Gerichts gewesen sei — ein geringerer Gebüh­
renwert festgesetzt werden müsse.

Die Verklagte hat behauptet, daß auch in einem solchen 
Fall der Gebührenwert der Hauptsache maßgeblich sei und 
kein Anlaß bestünde, für das Beschwerdeverfahren wegen 
der Zuständigkeitsfrage einen geringeren Gebührenwert 
festzusetzen.

Der Antrag der Klägerin hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Die gesetzliche Regelung zur Festsetzung des Gebühren­
werts (§§ 171, 172 ZPO) als Grundlage für die Berech­
nung der Gebühren des Gerichts und der Rechtsanwälte 
beruht u. a. auf dem Grundsatz, daß die Aufwendungen 
für ein gerichtliches Verfahren — auch in der zweiten 
Instanz — die Rechtsverfolgung nicht beeinträchtigen dür­
fen. Es war deshalb zu prüfen, ob der Umstand, daß die 
Prozeßparteien zur Frage der örtlichen Zuständigkeit des 
Gerichts unterschiedlicher Auffassung waren bzw. daß 
vom Gericht zunächst nur über diese Frage eine Entschei­
dung zu treffen war, von Bedeutung für die Höhe des Ge­
bührenwerts ist.

Mit § 172 Abs. 4 ZPO ist dem Gericht die Möglichkeit 
gegeben, unter Berücksichtigung des Gegenstands des 
Verfahrens und der wirtschaftlichen Verhältnisse der Pro­
zeßparteien den Gebührenwert herabzusetzen. Im Gegen­
satz zur Auffassung von P. W a l l i s  („Die Kosten des 
Verfahrens in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen“, 
NJ 1976, Heft 11, S. 329 ff.) ist der Senat der Meinung, daß 
nicht beide Voraussetzungen zusammen gegeben sein müs­
sen, um eine Herabsetzung des Gebührenwerts vornehmen 
zu können, sondern daß es für eine dementsprechende 
Entscheidung des Gerichts auch ausreichend ist, wenn ent­
weder der Gegenstand des Verfahrens o d e r  die wirt­
schaftliche Lage der Prozeßparteien dies rechtfertigen.

Als maßgeblicher Gesichtspunkt ist beim Gegenstand 
des Verfahrens das Interesse der Prozeßparteden an der 
Entscheidung des Gerichts zu werten, worauf auch P. Wal­
lis hinweist (vgl. a. a. O., Fußnote 13). Im vorliegenden Fall 
lag das Interesse der Prozeßparteien an einer Entschei­
dung des Gerichts über die örtliche Zuständigkeit lediglich 
darin, wer von ihnen den weiteren Weg zur persönlichen 
Wahrnehmung seiner Interessen in der mündlichen Ver­
handlung auf sich nehmen muß. Die Tatsache, daß die 
Frage der örtlichen Zuständigkeit mit der Entscheidung 
über den Charakter des klägerischen Anspruchs verbunden 
gewesen ist, steht dieser Auffassung nicht entgegen. Des­
halb war der Gebührenwert für das Verfahren zweiter In­
stanz auf 500 M herabzusetzen.

Anmerkung:
Im vorstehenden Verfahren begehrte die Klägerin mit 
ihrer Beschwerde lediglich die Aufhebung des Beschlusses 
des Kreisgerichts S., durch den der Rechtsstreit gemäß § 27 
Abs. 1 ZPO an das örtlich zuständige Kreisgericht H. ver­
wiesen worden war. Der mit der Klage selbst geltend ge­
machte materiellrechtliche Anspruch war also nicht Ge­
genstand der Beschwerde.

Dem Bezirksgericht ist darin zuzustimmen, daß das 
Interesse der Prozeßparteien an einer Entscheidung des 
Gerichts über die örtliche Zuständigkeit darin zu sehen ist, 
wer von ihnen den weiteren Weg zur persönlichen Wahr­
nehmung seiner Rechte in der mündlichen Verhandlung — 
und damit erhöhte Mehraufwendungen bei der Prozeß­
führung — auf sich nehmen muß. Da sich das Rechtsmittel 
der Klägerin somit nicht auf den in der Klage geltend

gemachten Sachantrag, sondern auf eine prozessuale Frage 
bezog, war es jedoch fehlerhaft, daß das Bezirksgericht bei 
der Festsetzung des Gebührenwerts für das Beschwerde­
verfahren überhaupt von der Höhe des Klageanspruchs 
ausgegangen ist.

Wer — wie im vorliegenden Falle die Klägerin — gegen 
einen gemäß § 27 Abs. 1 ZPO erlassenen Verweisungs­
beschluß Beschwerde erhebt, wendet sich dem Wesen nach 
gegen zusätzliche Aufwendungen, die ihm bei der Prozeß­
führung zunächst dann entstehen würden, wenn der 
Rechtsstreit von dem im Verweisungsbeschluß genannten, 
von seinem Wohnsitz bzw. Sitz weiter entfernten Kreis­
gericht verhandelt und entschieden werden würde. Diese 
Mehraufwendungen für die Prozeßführung bestehen in 
zusätzlichen außergerichtlichen Kosten gemäß § 164 Abs. 3 
ZPO, die die betreffende Prozeßpartei nur im Falle einer 
für sie günstigen Kostenentscheidung vom Prozeßgegner 
zusammen mit den anderen Kosten des Verfahrens nach 
§ 173 Abs. 2 ZPO erstattet erhält.

Solche zusätzlichen außergerichtlichen Kosten können 
bei einem höheren Zeitaufwand für die Wahrnehmung der 
Termine in einem höheren Verdienstaus fall bestehen, da 
gemäß § 184 Abs. 2 Buchst, c AGB an Prozeßparteien eines ' 
zivil- oder familienrechtlichen Verfahrens bei der Frei­
stellung von der Arbeit kein Lohnausgleich gezahlt wird. 
Es ist auch möglich, daß (zusätzliche) Fahrtkosten sowie 
Tage-, Übernachtungs- und Abwesenheitsgelder eines mit 
der Prozeßvertretung beauftragten Rechtsanwalts fällig 
werden (vgl. § 78 RAGO). Schließlich können auch deshalb 
Mehrkosten entstehen, weil die Termine durch einen im 
Einzugsbereich des Prozeßgerichts wohnhaften Rechts­
anwalt wahrgenommen werden, der zusätzlich neben 
einem bereits beauftragten Prozeßbevollmächtigten tätig 
wird (zur Angemessenheit und Erstattungsfähigkeit solcher 
Kosten vgl. OG, Urteil vom 6. Mai 1975 — 1 ZzF 10/75 — OGZ 
Bd. 14 S. 227; NJ 1975, Heft 16, S. 495).

Durch eine Beschwerde gegen einen gemäß § 27 Abs. 1 
ZPO erlassenen Verweisungsbeschluß wird somit ein pro­
zessualer Anspruch geltend gemacht, der die Abwendung 
erhöhter außergerichtlicher Kosten bezweckt und demzu­
folge vermögensrechtlicher Natur ist. Es handelt sich daher 
um einen sonstigen vermögensrechtlichen Anspruch gemäß 
§ 172 Abs. 1 Ziff. 5 ZPO. Die Höhe des Gebührenwerts für 
das Beschwerdeverfahren richtet sich nach der Höhe der 
zusätzlichen außergerichtlichen Kosten, die der Beschwerde­
führer im konkreten Fall zunächst dann aufwenden müßte, 
wenn der Rechtsstreit gemäß dem Verweisungsbeschluß 
von einem anderen als dem vom Kläger angerufenen Kreis­
gericht verhandelt und entschieden werden würde. Diese 
Mehrkosten sind in entsprechender Anwendung des § 52 
Abs. 2 ZPO zu schätzen.

Unter Berücksichtigung dieser Darlegungen kann für 
derartige Beschwerdeverfahren ein angemessener Gebüh­
renwert exakt ermittelt und festgesetzt werden, ohne daß 
es der Heranziehung des § 172 Abs. 4 ZPO (Herabsetzung 
des Wertes unter Berücksichtigung des Gegenstands des 
Verfahrens und der wirtschaftlichen Verhältnisse der Pro- 
zeßparteien) bedarf. Die Anwendung dieser Rechtsvor­
schrift ist ohnehin auf Ausnahmefälle beschränkt. Im 
Gegensatz zur Auffassung des Bezirksgerichts Suhl kann 
der Gebührenwert unter Berücksichtigung des Gegenstands 
des Verfahrens nur dann herabgesetzt werden, wenn dies 
die wirtschaftlichen Verhältnisse der Prozeßparteien recht- 
fertigen. Eine Herabsetzung des Gebührenwerts ohne Be­
rücksichtigung der Einkommens- und Vermögenslage der 
Prozeßpartei, die die Kosten des Verfahrens zu tragen hat, 
ist nach dem Wortlaut des Gesetzes nicht möglich. Der Auf­
fassung von P. W a l l i s  zur Anwendung des § 172 Abs. 4 
ZPO (vgl. NJ 1976, Heft 11, S. 329 ff. [insbes. S. 332]) ist so­
mit zuzustimmen.
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